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Sehr geehrte Damen und Herren,

die wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Pandemie stellen Unternehmen in allen 
Bereichen vor erhebliche Herausforderungen.

Für den Bereich der Rechnungslegung und Abschlussprüfung hat das Institut der Wirt- 
schaftsprüfer (IDW) drei fachliche Hinweise veröffentlicht. 

Das IDW kommt zu dem Ergebnis, dass das Auftreten des Coronavirus regelmäßig bei 
der Aufstellung des Abschlusses zum 31. Dezember 2019 als wertbegründend einzu- 
stufen und damit erst in Abschlüssen mit Stichtag nach dem 31. Dezember 2019 zu 
berücksichtigen ist. Wenn im Einzelfall nicht mehr unter der Annahme von Going 
Concern bilanziert werden kann, ergeben sich jedoch bereits per 31. Dezember 2019 
bilanzielle Konsequenzen. 

Aufgrund dieser Einstufung ist bei Abschlüssen zum 31. Dezember 2019 über Auswir- 
kungen der Corona-Pandemie ggf. im Anhang (Nachtragsbericht) zu berichten, sofern 
die damit einhergehenden wirtschaftlichen Konsequenzen für das Unternehmen von 
besonderer Bedeutung sind. Eine „Fehlanzeige“ ist nicht erforderlich. Im Lagebericht 
werden zusätzliche Erläuterungen regelmäßig/häufig im Risikobericht notwendig sein. 
Dies ist insbesondere der Fall, wenn die Folgen der Corona-Pandemie zu negativen 
Abweichungen von Prognosen oder Zielen des Unternehmens führen. Über ggf. beste- 
hende bestandsgefährdende Risiken ist zwingend zu berichten. Darüber hinaus ist im 
Prognosebericht über eine ggf. geänderte Erwartung zu den prognostizierten Leis-
tungsindikatoren zu berichten. Aufgrund der bestehenden, außergewöhnlich hohen 
Unsicherheit ist auch die Verwendung von nur komparativen Prognosen bzw. eine 
Darstellung in verschiedenen Zukunftsszenarien zulässig. Ein vollständiger Verzicht 
auf eine Prognoseberichterstattung ist unzulässig.

Für Abschlüsse mit Stichtag nach dem 31. Dezember 2019 werden zudem Auswirkun-
gen auf die Ansatz- und Bewertungsstetigkeit, die Einhaltung von Fristen zur Aufstel-
lung und Offenlegung des Jahresabschlusses, Fragen zur Bilanzierung von Kurzarbei-
tergeld und gewährten Erstattungen von Sozialversicherungsbeiträgen thematisiert. 

Nach dem Stichtag ist vor dem nächsten Stichtag. Insbesondere in Abschlüssen zu 
Stichtagen nach dem 31.12.2019 können sich demnach u. a. Fragen nach einer außer- 
planmäßigen Abschreibung von Vermögensgegenständen, der Werthaltigkeit von 
Geschäfts- und Firmenwerten und Beteiligungsbuchwerten oder des Ansatzes von 
Verbindlichkeits- oder Drohverlustrückstellungen stellen. 

Bitte sprechen Sie uns an, wenn Sie hierzu detaillierte Informationen wünschen.

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Balke
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH

Ausgabe 05 / 2020
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  Termine Juni 2020	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2�Für den abgelaufenen Monat.

4�Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer-
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5�Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätz-
lich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-
raum folgenden Monats (auf elektroni-
schem Weg) abgegeben werden. Fällt der 
10. auf einen Samstag, Sonntag oder Fei- 
ertag, ist der nächste Werktag der Stich- 
tag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben.  
 
 

Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fällig- 
keit erfolgt.

6�Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7�Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 
das Lastschriftverfahren.  
 
 
 
 

Bei allen Krankenkassen gilt ein ein- 
heitlicher Abgabetermin für die Beitrags-
nachweise. Diese müssen der jeweiligen 
Einzugsstelle bis spätestens zwei Ar- 
beitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
26.06.2020, jeweils 0 Uhr) vorliegen. 
Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern Be- 
auftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehalsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbeson-
dere, wenn die Fälligkeit auf einen Mon- 
tag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt.

Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.06.20202	 10.06.2020	 05.06.2020

	 10.06.2020	 10.06.2020	 05.06.2020

	 10.06.2020	 15.06.2020	 05.06.2020

	 10.06.20204	 10.06.2020	 05.06.2020

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 26.06.2020	 entfällt	 entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Corona-Krise: Beihilfen für   
  Arbeitnehmer  

Das Bundesministerium der Finanzen hat 
mit Schreiben vom 9. April 2020 Details zu 
den Corona Beihilfen bzw. Zuschüssen, die 
Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern gewäh-
ren können, veröffentlicht.

Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern 
in der Zeit vom 1. März bis zum 31. Dezem- 
ber 2020 aufgrund der Corona-Krise Bei- 
hilfen und Unterstützungen bis zu einem 
Betrag von 1.500 Euro steuerfrei in Form 
von Zuschüssen und Sachbezügen gewäh- 
ren. Voraussetzung ist, dass diese zusätz- 
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn geleistet werden.

Aufgrund der gesamtgesellschaftlichen 
Betroffenheit durch die Corona-Krise kann 
allgemein unterstellt werden, dass ein die 
Beihilfe und Unterstützung rechtfertigen-
der Anlass im Sinne des R 3.11 Absatz 2 
Satz 1 LStR vorliegt. Daraus resultiert, dass 
allen Arbeitnehmern eine Corona Beihilfe 
gezahlt werden darf und nicht nur Arbeit- 
nehmern in sogenannten „systemrelevan-
ten“ Bereichen. Die steuerfreien Leistun-
gen müssen im Lohnkonto aufgezeichnet 
werden.

Klarstellend teilt das Bundesministerium 
der Finanzen im oben genannten Schreiben 
mit, dass Arbeitgeberseitig geleistete 
Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld nicht 
steuerbefreit sind. Auch Zuschüsse, die 
der Arbeitgeber als Ausgleich zum Kurzar- 
beitergeld wegen Überschreitens der Bei- 
tragsbemessungsgrenze leistet, fallen weder 
unter die vorstehende Steuerbefreiung 
noch unter § 3 Nummer 2 Buchstabe a EStG.

Ferner wird festgestellt, dass andere 
Steuerbefreiungen, Bewertungsvergünsti-
gungen oder Pauschalbesteuerungsmög-
lichkeiten (wie z. B. § 3 Nummer 34a, § 8 
Absatz 2 Satz 11, § 8 Absatz 3 Satz 2 EStG) 
unberührt bleiben und neben der oben 
aufgeführten Steuerfreiheit für Corona 
Beihilfen in Anspruch genommen werden 
können.

  Corona-Krise: Hilfen für   
  die Gastronomie  

Das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) hat eine Absenkung des Umsatz-
steuersatzes für Speisen in der Gastrono-
mie ab dem 1.7.2020 befristet bis zum 
30.6.2021 auf 7 % angekündigt.

Hintergrund: Umsatzsteuerliche Behand-
lung von Restaurationsleistungen
Verzehrfertig zubereitete Speisen können 
sowohl im Rahmen einer i.d.R. gem. § 12 
Abs. 2 Nr. 1 UStG ermäßigt besteuerten  
Lieferung (z.B. Speisen zum mitnehmen) 
als auch im Rahmen einer nicht ermäßigt 
besteuerten sonstigen Leistung (z.B. Ver- 
zehr im Restaurant) abgegeben werden. 
Liegt eine Abgabe im Rahmen einer sons- 
tigen Leistung vor, so wird der gesamte 
Umsatz (einschließlich der Abgabe der 
Speisen) dem normalen Steuersatz un- 
terworfen (keine Aufteilung in eine Liefe- 
rung und eine sonstige Leistung). Die 
Abgrenzung von Lieferungen oder sons- 
tigen Leistungen richtet sich danach, 
welche Leistungselemente aus der Sicht 
des Durchschnittsverbrauchers und unter 
Berücksichtigung des Willens der Vertrags-
parteien den wirtschaftlichen Gehalt der 
Leistung bestimmen.

Vom BMF geplante Hilfen für die  
Gastronomie  
Gastronomiebetriebe sind von der Corona-
Krise besonders betroffen. Wenn die derzeit 
erforderlichen Beschränkungen gelockert 
werden können und es für Restaurants, 
Cafés und andere Gastronomiebetriebe 
wieder losgeht, sollen sie schnell wieder 
auf die Beine kommen. Deshalb soll die 
Umsatzsteuer für Speisen in der Gastrono-
mie ab dem 1.7.2020 befristet bis zum 
30.6.2021 auf den ermäßigten Umsatz-
steuersatz von 7 % gesenkt werden. Die 
entsprechende gesetzliche Regelung wird 
derzeit auf den Weg gebracht.

  Corona-Krise: Werbungskosten-   
  abzug für ein Arbeitszimmer?  

Ob Werbungskosten für ein häusliches 
Arbeitszimmer geltend gemacht werden 

können, hängt zunächst davon ab, ob ein 
„Arbeitszimmer“ im steuerrechtlichen Sinn 
zur Verfügung steht. Es muss sich um einen 
separaten Raum handeln. Ein Schreibtisch 
im Schlafzimmer oder Wohnzimmer genügt 
nicht. Ebenso ist ein Raum, der auch als 
Gästezimmer dient, kein „Arbeitszimmer“.

Wenn in Zeiten von Corona ein Arbeitneh-
mer von seinem Arbeitgeber empfohlen 
bekommen hat, in den nächsten Tagen/
Wochen von Zuhause zu arbeiten, das 
Bürogebäude aber nach wie vor offen ist, 
könnte er also auch an seinen üblichen 
Arbeitsort gehen. Wer aber lieber im Home- 
office arbeitet, kann „keinen“ Werbungs-
kostenabzug geltend machen, da ein 
anderer Arbeitsplatz vorhanden und 
zugänglich wäre.

Muss jedoch ein Arbeitnehmer auf Anord- 
nung des Arbeitgebers in den nächsten 
Tagen/Wochen von Zuhause aus arbeiten, 
weil das Bürogebäude abgesperrt ist und 
es keiner betreten darf, ist ein Werbungs-
kostenabzug möglich, da kein anderer 
Arbeitsplatz zugänglich ist.

  Corona-Virus: Antrag auf pauscha-   
  lierte Herabsetzung bereits ge-   
  leisteter Vorauszahlungen  

Aufgrund der Corona-Krise erwarten viele 
Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften und 
Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung für den VZ 2020 einen rücktragsfähi-
gen Verlust (§ 10d Abs. 1 Satz 1 EStG ). Von 
der Corona-Krise unmittelbar und nicht un- 
erheblich negativ betroffene Steuerpflich-
tige, die noch nicht für den VZ 2019 veran- 
lagt worden sind, können in den zeitlichen 
Grenzen des § 37 Abs. 3 Satz 3 EStG grund- 
sätzlich eine Herabsetzung der festgesetz-
ten Vorauszahlungen für 2019 beantragen. 
Diese Anträge sollen auf der Grundlage 
eines pauschal ermittelten Verlustrück-
trags aus 2020 für alle Beteiligten verein- 
facht abgewickelt werden können. Die Mög- 
lichkeit, im Einzelfall unter Einreichung 
detaillierter Unterlagen einen höheren 
rücktragsfähigen Verlust darzulegen, bleibt 
hiervon unberührt (BMF-Schreiben v. 
24.4.2020 - IV C 8 - S 2225/20/10003 :010). 
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Voraussetzungen für die Inanspruchnah-
me des pauschal ermittelten Verlustrück-
trags aus 2020
Die Inanspruchnahme des pauschal ermit- 
telten Verlustrücktrags aus 2020 zur nach- 
träglichen Herabsetzung der Vorauszahlun-
gen für 2019 erfolgt nur auf schriftlichen 
Antrag beim zuständigen Finanzamt. 
Antragsberechtigt sind nur Steuerpflichti-
ge, die Gewinneinkünfte oder Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung erzielt 
haben. Das Antragsrecht besteht auch 
dann, wenn neben diesen Einkünften noch 
Einkünfte anderer Einkunftsarten – z.B. 
aus nicht selbständiger Arbeit – erzielt 
wurden. 

Der Antragsteller muss von der Corona-
Krise unmittelbar und nicht unerheblich 
negativ betroffen sein. Es kann regelmäßig 
von einer Betroffenheit ausgegangen 
werden, wenn die Vorauszahlungen für 
2020 auf null Euro herabgesetzt wurden 
und der Steuerpflichtige versichert, dass 
er für den VZ 2020 aufgrund der Corona-
Krise eine nicht unerhebliche negative 
Summe der Einkünfte erwartet.

Höhe des pauschal ermittelten  
Verlustrücktrags
Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag 
aus 2020 beträgt 15 % des Saldos der 
maßgeblichen Gewinneinkünfte und/oder 
der Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung, welche der Festsetzung der 
Vorauszahlungen für 2019 zugrunde gelegt 
wurden. Er ist bis zu einem Betrag von 
1.000.000 € bzw. bei Zusammenveranla-
gung von 2.000.000 € (§ 10d Abs. 1 Satz 1 
EStG) abzuziehen.

Die Vorauszahlungen für 2019 sind unter 
Berücksichtigung des pauschal ermittelten 
Verlustrücktrags aus 2020 neu zu berech-
nen und festzusetzen. Eine entsprechende 
Änderung der Festsetzung der Vorauszah-
lungen führt dann zu einem Erstattungsan-
spruch.

Steuerfestsetzung 2019
Ein Verlustrücktrag aus 2020 kann in der 
Veranlagung des Jahres 2019 erst nach 
Durchführung der Veranlagung 2020 

berücksichtigt werden. In Fällen, in denen 
die Vorauszahlungen für 2019 aufgrund 
eines Verlustrücktrags aus 2020 gemindert 
wurden, führt die Veranlagung für 2019 
daher mangels Berücksichtigung eines 
Verlustrücktrags aus 2020 in der Regel 
zunächst zu einer Nachzahlung in ent- 
sprechender Höhe. Die auf den im Voraus- 
zahlungsverfahren berücksichtigten Ver- 
lustrücktrag entfallende Nachzahlung für 
2019 ist auf Antrag befristet bis spätestens 
einen Monat nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheids 2020 unter dem Vorbe-
halt der Zinsfestsetzung und unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs zinslos zu stun- 
den, wenn der Steuerpflichtige zum Zeit- 
punkt der Abgabe der Steuererklärung für 
den VZ 2019 weiterhin von einer nicht un- 
erheblichen negativen Summe der Ein- 
künfte für den VZ 2020 ausgehen kann. 
Beruht die erste Festsetzung für 2020 auf 
einer Schätzung der Besteuerungsgrundla-
gen nach § 162 AO , sind für den Stundungs- 
zeitraum nachträglich Stundungszinsen 
festzusetzen. 

In dem Stundungsbescheid ist der Steuer- 
pflichtige darauf hinzuweisen, dass die 
gestundete Steuer einen Monat nach 
Bekanntgabe des Einkommen- oder Körper- 
schaftsteuerbescheides für den Veranla-
gungsraum 2020 fällig wird, soweit sich in 
2020 kein (ausreichender) Verlustrücktrag 
und damit keine entsprechende Herabset-
zung der Steuerfestsetzung für 2019 ergibt.

Steuerfestsetzung 2020
Ergibt sich im Rahmen der Einkommen- 
oder Körperschaftsteuerveranlagung für 
2020 ein Verlustrücktrag gemäß § 10d 
Abs. 1 Satz 1 EStG , entfällt insoweit die 
bisher festgesetzte und gestundete 
Nachzahlung für 2019. 

Ergibt sich bei der Veranlagung für 2020  
kein Verlustrücktrag nach 2019, ist die 
bislang gestundete Nachzahlung für 2019 
innerhalb eines Monat nach Bekanntgabe 
des Steuerbescheides für 2020 zu ent- 
richten. Entsprechendes gilt, wenn auf 
einen Verlustrücktrag nach 2019 gemäß  
§ 10d Abs. 1 Satz 5 EStG ganz verzichtet 
wurde.

Ergibt sich bei der Veranlagung für 2020 
zwar ein Verlustrücktrag nach 2019, ist die 
Steuerminderung aufgrund der entspre-
chenden Änderung der Veranlagung für 
2019 aber geringer als der bislang gestun- 
dete Betrag, ist die verbleibende Nachzah-
lung für 2019 innerhalb eines Monat nach 
Bekanntgabe des berichtigten Steuerbe-
scheides für 2019 zu entrichten.

  Neue Regelungen zum Kurz-   
  arbeitergeld  

Der Deutsche Bundestag hat am 23.4.2020 
das Arbeit-von-morgen-Gesetz (Gesetz zur 
Förderung der beruflichen Weiterbildung 
im Strukturwandel und zur Weiterentwick-
lung der Ausbildungsförderung) in 2./3. 
Lesung beschlossen. Es muss nun abschlie- 
ßend im Bundesrat beraten werden, damit 
es in Kraft treten kann. Das Gesetz enthält 
auch Regelungen zur Corona-Krise. 

Das Gesetz enthält u.a. folgende Regelun-
gen zur Corona-Krise:
■ �Die Arbeitsfähigkeit von Betriebsräten 

und weiteren betrieblichen Mitbestim-
mungsgremien wird sichergestellt, indem 
Sitzungen und Beschlussfassungen bis 
Ende des Jahres auch per Video- und 
Telefonkonferenz durchgeführt werden 
können. Entsprechendes gilt für die 
Einigungsstellen. Ebenfalls bis Ende des 
Jahres können Betriebsversammlungen 
audio-visuell durchgeführt werden.

■ �Die Bundesregierung wird ermächtigt, in 
krisenhaften Situationen mit Branchen 
oder Regionen übergreifenden erhebli-
chen Auswirkungen auf die Beschäfti-
gung die Laufzeit des Kurzarbeitergeldes 
befristet auf bis zu 24 Monate zu ver- 
längern, ohne dass der gesamte Arbeits- 
markt betroffen sein muss.

■ �Für Bezieher von Kurzarbeitergeld, die 
während des Arbeitsausfalls als Mini- 
jobber eine Nebentätigkeit in systemre-
levanten Branchen aufnehmen, entfällt 
ab April die Anrechnung des daraus 
erzielte Einkommens auf das Kurzarbei-
tergeld vollständig.

Die Regelungen treten mit zeitlichen Ab- 
ständen in Kraft, um der Bundesagentur 
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für Arbeit den notwendigen Vorlauf für die 
Umsetzung zu geben.

Das Gesetz enthält u.a. folgende Regelun-
gen zur Stärkung von Qualifikationen und 
Kompetenzen der Beschäftigten:  
■ �Die mit dem Qualifizierungschancenge-

setz ausgebaute Förderung der Weiter-
bildung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern in besonders vom Struk- 
turwandel betroffenen Betrieben wird 
weiter verbessert. Müssen größere Teile 
der Belegschaft qualifiziert werden, 
steigen die Fördersätze um weitere  
10 Prozentpunkte.

■ �Betriebsvereinbarung und Tarifverträge 
zur beruflichen Weiterbildung werden 
honoriert: die Fördersätze steigen dann 
um weitere 5 Prozentpunkte.

■ �Diese Förderleistungen können ab dem 
kommenden Jahr vom Betrieb für seine 
Beschäftigten auch in einem Sammelan-
trag beantragt werden. Dies vereinfacht 
die Prozesse.

■ �Damit mehr Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer von den verbesserten 
Förderbedingungen profitieren, wird die 
Mindestdauer für geförderte Weiterbil-
dungen von mehr als 160 auf mehr als 
120 Stunden gesenkt.

■ �Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die einen Berufsabschluss nachholen 
wollen, erhalten einen Anspruch auf 
Förderung einer beruflichen Nachquali-
fizierung. Der Berufsabschluss muss die 
Beschäftigungsfähigkeit steigern. Hier- 
mit wird auch eine Vereinbarung der 
Nationalen Weiterbildungsstrategie 
umgesetzt.

■ �Damit auch in Zukunft eine hohe Qualität 
der Weiterbildungsmaßnahmen gesichert 
werden kann, hebt das Gesetz die Kosten- 
sätze deutlich an und sorgt für größeren 
Spielraum bei der Maßnahmezulassung.

  Corona-Krise: Herabsetzung des   
  Gewerbesteuermessbetrages   
  für Zwecke der Vorauszahlungen   
  möglich  

Die obersten Finanzbehörden der Länder 
haben gleichlautende Erlasse zu gewerbe-
steuerlichen Maßnahmen zur Berücksichti-

gung der Auswirkungen des Coronavirus 
veröffentlicht.

Bei der Festsetzung des Gewerbesteuer-
messbetrages für Zwecke der Vorauszah-
lungen gilt Folgendes:

Das Finanzamt kann bei Kenntnis veränder- 
ter Verhältnisse hinsichtlich des Gewerbe-
ertrags für den laufenden Erhebungszeit-
raum die Anpassung der Gewerbesteuer-
Vorauszahlungen veranlassen. Das gilt 
insbesondere für die Fälle, in denen das 
Finanzamt Einkommensteuer- und Körper- 
schaftsteuervorauszahlungen anpasst. 

Nachweislich unmittelbar und nicht uner- 
heblich betroffene Steuerpflichtige können 
bis zum 31. Dezember 2020 unter Darle-
gung ihrer Verhältnisse Anträge auf Herab- 
setzung des Gewerbesteuermessbetrages 
für Zwecke der Vorauszahlungen stellen. 
Diese Anträge sind nicht deshalb abzuleh-
nen, weil die Steuerpflichtigen die ent- 
standenen Schäden wertmäßig nicht im 
Einzelnen nachweisen können. 

Wenn das Finanzamt eine Festsetzung des 
Gewerbesteuermessbetrags für Zwecke der 
Vorauszahlungen vornimmt, ist die betref- 
fende Gemeinde hieran bei der Festsetzung 
ihrer Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 
gebunden. Für etwaige Stundungs- und 
Erlassanträge gilt auch im Hinblick auf 
einen möglichen Zusammenhang mit Aus- 
wirkungen des Coronavirus, dass diese an 
die Gemeinden und nur dann an das zustän- 
dige Finanzamt zu richten sind, wenn die 
Festsetzung und Erhebung der Gewerbe-
steuer nicht den Gemeinden übertragen 
worden ist (vgl. koordinierter Ländererlass 
3 - G 146.0 / 4 vom 19.03.2020).

  Corona-Krise: Anspruch eines Ar-   
  beitnehmers auf Entgelt bei   
  behördlichen Infektionsschutz-   
  maßnahmen 

Wenn ein Arbeitnehmer Adressat einer 
behördlichen Maßnahme ist, wie z. B. 
Tätigkeitsverbot oder Quarantäne, kann er 
einen Entgeltanspruch gegen seinen Ar- 
beitgeber haben. Das Bundesarbeitsminis-

terium weist darauf hin, dass aus Sicht des 
Bundesgerichtshofs in einem solchen Fall 
ein vorübergehender, in der Person des 
Arbeitnehmers liegender Verhinderungs-
grund bestehen kann, der den Arbeitgeber 
trotz Wegfalls der Pflicht zur Arbeitsleis-
tung zur Entgeltfortzahlung verpflichtet  
(§ 616 BGB). Die Dauer der Entgeltfortzah-
lung hängt von den Umständen des Ein- 
zelfalles ab (BGH-Az.: III ZR 43/77, hier:  
für höchstens 6 Wochen).

In Fällen, in denen die gesetzliche Rege- 
lung durch Einzel- oder Tarifvertrag ein- 
geschränkt oder ausgeschlossen ist oder 
aus anderen Gründen nicht greift, besteht 
in vielen Konstellationen ein öffentlich-
rechtlicher Entschädigungsanspruch. Per- 
sonen, die als Ansteckungsverdächtige auf 
Anordnung des zuständigen Gesundheits-
amts isoliert werden und deshalb einen 
Verdienstausfall erleiden, erhalten eine 
Entschädigung nach dem Infektions-
schutzgesetz. 

Die Entschädigung bemisst sich nach  
dem Verdienstausfall. Für die ersten sechs 
Wochen wird sie in Höhe des Verdienstaus-
falls gewährt. Vom Beginn der siebten 
Woche an wird sie in Höhe des Krankengel-
des gewährt. Arbeitnehmer erhalten von 
ihrem Arbeitgeber für die Dauer der Iso- 
lierung, längstens für sechs Wochen, eine 
Entschädigung in Höhe des Nettolohns. 
Die ausgezahlten Beträge werden dem 
Arbeitgeber auf Antrag erstattet. Nach 
sechs Wochen zahlt der Staat in Höhe des 
Krankengeldes weiter.

  Änderungen im Gesellschaftsrecht     
  und Genossenschaftsrecht  

Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der 
COVID-19 Pandemie im Zivil-, Insolvenz- 
und Strafverfahrensrecht 

Das Maßnahmenpaket des Bundesministe-
riums der Justiz und für Verbraucherschutz 
(BMJV) sieht diverse Erleichterungen für 
Aktiengesellschaften (AG), Kommanditge-
sellschaften auf Aktien (KGaA), Europäi-
sche Gesellschaften (SE), Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung (GmbH), Versiche-



UPDATE MAGAZINSeite  6

rungsvereine auf Gegenseitigkeit (VVaG) 
und Genossenschaften vor – unabhängig 
von ihrer Größe, ihrer Mitarbeiterzahl oder 
ihrer Branche. 

Welche Erleichterungen sind für Aktienge-
sellschaften und ähnliche Rechtsformen 
vorgesehen? 

Für die AG, KGaA, SE und VVaG wird erstmals 
die Möglichkeit geschaffen, eine vollstän-
dig virtuelle Hauptversammlung ohne phy- 
sische Präsenz der Aktionäre abzuhalten. 
Darüber hinaus kann der Vorstand auch 
bei einer Präsenzhauptversammlung eine 
elektronische Teilnahme oder Stimmabga-
be der Aktionäre ermöglichen, ohne dafür 
durch Satzung ermächtigt zu sein.

■ �Des Weiteren kann eine Hauptversamm-
lung mit verkürzter Frist (21 statt 30 Tage) 
einberufen werden.

■ �Bei der AG und KGaA kann die Hauptver-
sammlung auch nach Ablauf der Acht- 
monatsfrist innerhalb des Geschäftsjah-
res stattfinden. 

■ �Außerdem kann der Vorstand mit Zustim- 
mung des Aufsichtsrats, aber ohne einen 
Beschluss der Hauptversammlung ent- 
scheiden, einen Abschlag auf den Bilanz- 
gewinn an die Aktionäre zu zahlen, ohne 
dafür durch Satzung ermächtigt zu sein.

■ �Für die GmbH wird abweichend von der 
bisherigen Regelung die Möglichkeit 
geschaffen, auch ohne Einverständnis 
sämtlicher Gesellschafter eine schriftli-
che Beschlussfassung zu ermöglichen.

■ �Für die Genossenschaften werden eben- 
falls Erleichterungen für die Durchfüh-
rung von Versammlungen ohne physische 
Anwesenheit unabhängig von etwaigen 
Satzungsregelungen geschaffen, also 
ins besondere für die schriftliche oder 
elektronische Beschlussfassung. Der 
Vorstand wird zudem ermächtigt, wie bei 
der AG mit Zustimmung des Aufsichts-
rats Abschlagszahlungen vorzunehmen. 
Zudem wird sichergestellt, dass ein 
Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglied 
weiter im Amt bleibt, bis ein Nachfolger 
bestellt werden kann.

Eine Verlängerung der Frist zur Durchführung 
der Hauptversammlung für die SE ist aus 
europarechtlichen Gründen nicht möglich, 
da Art. 54 Abs. 1 der SE-Verordnung hier 
eine Frist von sechs Monaten ab Schluss 
des Geschäftsjahres vorsieht, die nicht 
durch den deutschen Gesetzgeber geän- 
dert werden kann. - Bei der Genossenschaft 
besteht hingegen kein Bedürfnis für eine 
Verlängerung der Frist gemäß § 48 Absatz 1 
Satz 3 GenG, da deren Verletzung keine 
Sanktionen zur Folge haben und die Frist- 
einhaltung auch nicht durch ein Zwangsgeld 
nach § 160 GenG erzwungen werden kann.

Die Erleichterungen sind zunächst auf das 
Jahr 2020 befristet. Es besteht je doch die 
Möglichkeit, dass die Geltung der Rege- 
lungen um ein Jahr bis Ende 2021 durch 
Rechtsverordnung des BMJV verlängert 
wird, sollte dies auf grund der weiteren 
Entwicklungen geboten sein.

  Kaufpreisaufteilung für ein   
  bebautes Grundstück  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat das Bundes-
finanzministerium (BMF) zum Beitritt zu 
einem Revisionsverfahren aufgefordert, in 
dem es um die Frage geht, ob die vom BMF 
entwickelte Arbeitshilfe für die Aufteilung 
von Kaufpreisen für bebaute Grundstücke 
auf den Grund und Boden einerseits und 
auf das Gebäude andererseits in der Praxis 
zugrunde gelegt werden kann.

Hintergrund: Wird ein bebautes Grundstück 
erworben und zur Erzielung von Einkünften 
genutzt, z. B. durch Vermietung oder durch 
Verwendung für den Betrieb, darf nur das 
Gebäude abgeschrieben werden, nicht 
aber der Grund und Boden. Der Kaufpreis 
für das bebaute Grundstück muss daher 
auf das Gebäude und auf den Grund und 
Boden aufgeteilt werden; je höher der Ge- 
bäudeanteil ausfällt, desto vorteilhafter  
ist dies für den Steuerpflichtigen, da das 
Gebäude gewinnmindernd abgeschrieben 
werden kann. Das BMF hat eine sog. 
Arbeitshilfe in Gestalt einer Excel-Tabelle 
veröffentlicht, die eine Kaufpreisaufteilung 
ermöglichen soll und von den Finanzäm-
tern angewendet wird.

Sachverhalt: Die Klägerin ist eine Grund-
stücksgemeinschaft, die im April 2017 eine 
38 qm große Einzimmerwohnung (Baujahr 
1973) in Berlin zum Kaufpreis von 110.000 
€ erwarb, die vermietet wurde. Im Kauf- 
vertrag wurde vereinbart, dass der Wert 
des Bodens 20.000 € betragen sollte, 
sodass auf das Gebäude 90.000 € (ca. 81 
%) entfielen. Die Klägerin berechnete die 
Abschreibung daher auf einer Bemes-
sungsgrundlage von 81 % des Gesamtkauf-
preises. Das Finanzamt errechnete 
dagegen mittels Arbeitshilfe des BMF 
einen Gebäudeanteil von nur ca. 30 % und 
minderte daher die Abschreibung.

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) 
hat nun das BMF zum Beitritt zu dem 
Revisionsverfahren aufgefordert:
■ �Der BFH will sich in dem Revisionsver-

fahren grundlegend mit der Frage 
beschäftigen, ob der Arbeitshilfe des 
BMF Bedeutung bei der Aufteilung eines 
Kaufpreises nach den realen Verkehrs-
werten zukommt.

■ �Der Beitritt des BMF erfolgt, damit das 
BMF die Arbeitshilfe und deren Grundla-
gen erläutern und zur allgemeinen 
Problematik der Aufteilung von Kaufprei-
sen bei bebauten Grundstücken Stellung 
nehmen kann.

Hinweise: Eine abschließende Entschei-
dung über diese Frage ist mit dem Beitritts- 
beschluss noch nicht verbunden, sondern 
diese wird erst zum Abschluss des Revi- 
sionsverfahrens gefällt. Aus dem Beitritts-
beschluss des BFH ergibt sich auch noch 
keine Tendenz, ob der BFH die Arbeitshilfe 
steuerlich anerkennen wird.

Für Käufer bebauter Grundstücke gilt, dass 
eine Kaufpreisaufteilung durch das Finanz-
amt nicht akzeptiert, sondern Einspruch 
eingelegt werden sollte, damit die Ent- 
scheidung des BFH im aktuellen Revisions-
verfahren abgewartet werden kann.

Die Entscheidung des BFH in dem Verfah-
ren wird erhebliche praktische Bedeutung 
haben. Denn nach der Arbeitshilfe des 
BMF ergeben sich oft sehr hohe Bodenwer-
te, sodass nur ein kleiner Teil des Kaufprei-
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ses auf das Gebäude entfällt und damit 
abschreibbar ist; im Streitfall waren dies 
lediglich 30 %.

Das Problem der Anwendbarkeit der Arbeits- 
hilfe stellt sich nicht, wenn Käufer und Ver- 
käufer im Kaufvertrag eine Kaufpreisauftei-
lung vornehmen. Eine solche Aufteilung ist 
grundsätzlich vom Finanzamt zu akzeptie- 
ren. Allerdings gilt dies nach der Recht- 
sprechung nicht, wenn die Aufteilung nur 
zum Schein erfolgt oder gestaltungsmiss-
bräuchlich ist oder wenn sie derart deut- 
lich von den Verkehrswerten abweicht, 
dass sie wirtschaftlich nicht mehr haltbar 
ist. Gerade wenn die Bodenrichtwerte 
enorm gestiegen sind, wird eine vertrag-
liche Kaufpreisaufteilung vom Finanzamt 
häufig nicht mehr anerkannt, weil der sich 
nach der vertraglichen Kaufpreisaufteilung 
ergebende Bodenwert deutlich niedriger ist 
als der Bodenrichtwert.

  Gravierende Mängel bei der Kas-   
  senführung führen zu Hinzuschät-   
  zungen des Finanzamts  

Der Betreiber eines Sushi-Restaurants, der 
die meisten Einnahmen in bar erzielte, 
setzte eine elektronische Registrierkasse 
älteren Baujahres ein. Fiskaljournaldaten 
konnte die Kasse nicht speichern und in 
der Kasse zunächst gespeicherte Daten 
wurden aufgrund begrenzter Speichermög-
lichkeiten überschrieben. Die ausgedruck-
ten Tagesendsummenbons (Z-Bons) wur- 
den am Ende des Geschäftstages auf- 
bewahrt, aber die von der Kasse ausge-
druckten Warengruppenberichte wurden 
vernichtet. Für unbare Kreditkarten- und 
EC-Karten-Umsätze gab es ein entspre-
chendes Kartenlesegerät. Im Kassensys-
tem fand aber keine Trennung der baren 
von den unbaren Einnahmen statt, weshalb 
sämtliche Einnahmen als Bareinnahmen 
ausgewiesen wurden. Die Tageseinnahmen 
wurden in einem Kassenbuch erfasst, das 
mit Hilfe eines Tabellenkalkulationspro-
gramms erstellt wurde. Eine Außenprüfung 
ergab, dass die eingesetzte Kasse Aufzeich- 
nungsmängel aufweist, weil die erfassten 
Tageseinnahmen täglich gelöscht würden, 
bis auf das Benutzerhandbuch weder 

Organisationsunterlagen noch die Ver- 
fahrensdokumentation zur elektronischen 
Registrierkasse vorgelegt werden konnten 
und bar und unbar vereinnahmte Einnah-
men jeweils nicht gesondert festgehalten 
würden. Es wurden daher Hinzuschätzun-
gen vorgenommen und der Fall ging vor 
Gericht.

Doch das Finanzgericht Münster stellte 
klar, dass eine Schätzungsbefugnis ge- 
geben ist, weil die Buchführung der Be- 
steuerung nicht zugrunde gelegt werden 
kann und auch die Höhe der vom Finanz-
amt vorgenommenen Hinzuschätzungen 
im Ergebnis nicht zu beanstanden ist. Es 
liege ein gravierender formeller Mangel 
bereits darin, dass der Betreiber des 
Sushi-Restaurants seine Aufzeichnungen 
mittels Tabellenkalkulationsprogramm 
(hier Standardsoftware: Numbers für Mac) 
geführt hat. Des Weiteren sei die sog. 
Kassensturzfähigkeit im Betrieb des 
Sushi-Restaurants nicht gewährleistet 
(Finanzgericht Münster, Urteil 4 K 541/16 
vom 20.12.2019).

  Leistungen eines Laborarztes  

Die Leistungen eines Facharztes für klini- 
sche Chemie und Laboratoriumsdiagnos-
tik, die er an ein Laborzentrum erbringt, 
das wiederum Laborleistungen an Ärzte 
und Kliniken erbringt, sind umsatzsteuer-
frei. Für die Umsatzsteuerfreiheit ist das 
Bestehen eines Vertrauensverhältnisses 
zwischen Arzt und Patient nicht erforderlich.

Sachverhalt: Der Kläger war Facharzt für 
klinische Chemie und Laboratoriumsdiag-
nostik und erbrachte im Zeitraum 2009 bis 
2012 Leistungen an ein medizinisches Ver- 
sorgungszentrum, das wiederum Laborleis-
tungen an Ärzte, Gesundheitsämter, Reha- 
Kliniken und Krankenhäuser erbrachte. Der 
Kläger nahm Befunderhebungen mit dem 
Ziel konkreter laborärztlicher Diagnosen 
vor und erbrachte ärztliche Hilfestellungen 
bei transfusionsmedizinischen Maßnah-
men. Der Kläger ging von einer Umsatz-
steuerfreiheit seiner Einnahmen aus, wäh- 
rend das Finanzamt die Umsatzsteuerfrei-
heit mit der Begründung verneinte, dass 

die Umsatzsteuerfreiheit ein Vertrauens-
verhältnis zwischen Arzt und Patienten 
voraussetze, welches bei ihm als Laborarzt 
fehle.

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) 
gab der Klage statt, nachdem er zuvor den 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) angeru-
fen hatte:
■ �Die Leistungen des Klägers sind als ärzt- 

liche Heilbehandlungen umsatzsteuer-
frei. Zu den Heilbehandlungen gehören 
auch medizinische Analysen, da sie die 
Beobachtung und Untersuchung des Pa- 
tienten ermöglichen, bevor überhaupt 
eine Diagnose, Behandlung oder Hei- 
lung des Patienten erforderlich wird.

■ �Das Bestehen eines Vertrauensverhält-
nisses zwischen dem Arzt und dem Pati- 
enten ist für die Umsatzsteuerfreiheit 
nicht erforderlich. Dies gilt nicht nur für 
einen praktischen Arzt, sondern auch für 
einen Laborarzt.
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■ �Eine Nichtgewährung der Umsatzsteuer-
freiheit wäre mit dem Zweck des Gesetzes 
nicht vereinbar. Denn die Umsatzsteuer-
freiheit soll die Kosten von Heilbehand-
lungen senken und damit vor allem die 
Krankenkassen entlasten.

Hinweise: Zuvor hatte bereits der EuGH die 
Umsatzsteuerfreiheit bejaht. Dem folgt 
nun der BFH.

Damit hält der BFH nicht mehr an seiner 
Meinung fest, dass medizinische Analy-
sen, die außerhalb der Praxisräume des 
anordnenden praktischen Arztes durchge-
führt werden, nur nach der Regelung für 
Heilbehandlungen durch Krankenhäuser 
umsatzsteuerfrei sein können. Diese frü- 
here Rechtsprechung hatte den Nachteil, 
dass die Umsatzsteuerfreiheit nur dann zu 
bejahen war, wenn das Labor bestimmte 

Voraussetzungen des Sozialgesetzbuchs 
erfüllt. Nach dem aktuellen Urteil kommt 
es darauf nicht mehr an. Unbeachtlich ist 
nunmehr auch der Ort der Heilbehandlung; 
die Heilbehandlung muss also nicht in den 
in den Praxisräumen des Arztes oder in der 
Wohnung des Patienten erbracht werden.


